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BeantviOrtung der Anfrage der Abgeordneten 
zum Nationalrat Dro IDJBIrlliK u~d Genossen 
an den Herrn Bundesminister fü~ soziale 
Verwaltung betreffend Bundesbehinderten­
gesetz, vom 100601976, No 474/J 

Zu Frage 1: 
Die Notiz in der Zeitschrift des Klubs "handicap" 
dürft"e sich vermutlich auf die am 200 November 1975 
stattgefundene Konferenz der politischen und be­
amteten Landessozialreferenten in Graz beziehen. 
Wie aus der im Anschluß an diese Konferenz, an der· 
ich teilgenommen habe, ergangenen Presseaussendung. 
entnommen werden kann, haben sich die Sozialreferenten 
unter anderem auch mit dem Problem der Behinderten­
hilfe befaßte 

Zu Frage 2: 
. . ' 

Bei dieser Konferenz haben die Sozialreferenten be-
schlössen"zur Koordinierung auf dem Gebiete der Be­
hindertenhilfe auf Bundes- und Landesebene eine 
Kommission einzuberufen, an der auch Vertreter des 
Sozialministeriums und des Bundesministeriums für 
Gesundhei t und UrnirJel tschutz teilnehmen sollen. Da­
durch soll gewährleistet werden, daß es zu einer 

.. effektvolleren Hilfe für Behinderte kommen kann. 

Zu Frage 3: 
Das Froblem der Vollrehabilitation Behinderter ist 
eine Aufgabe, für die es eilt, groBe rechtliche und 
finanzielle Schv-Jierigkei ten zu über\",inden. Wie nämlich 
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ein kurzer Vergleich der Behindertengesetze der 
einzelnen Bundesländer zeigt, "var es trotz viel-. 
f~ltiger Bestrebungen vor allem im Bereiche der 
Geldleistungen bisher nicht möglich, eine weit­
gehende Vereinheitlichung des Behindertenrechtes 
zu erreichen .. So sind z.B" im Land Niederöster­
reich mit Wirkung vom 1. Jänner 1976 folgende 
Pflegege11er vorgesehen: 

Stufe I: 
Stufe 11: 
Stufe IIi:: 

100030- S, 
106730- S, 
203430- S 

Das 11indestal ter fHr den Anspruch auf Pflegegeld 
wurde in Niederösterreich mit 18 Jahren :festgesetzt. 
In Salzburg hingegen gibt es nur ein einheitliches 
Pflegegeld von S 103800-' das bereits ab einem 
I-1indestal tel' von 15 Jahren gebiihrt .. 

Dies ist nur ein Beispiel der - für die Bevölkerung 
unverständlichen - Divergenzen innerhalb des Landes­
behindertenrechteso 

Daß diese unterschiedliche Behandlung der Staats­
bürger einer Reform bedarf, liegt wohl auf der 
Hand. Andererseits bin ich mir der bestehenden ver­
fassungsrechtlichen Schwierigkeiten t'1ohl bewußt. 
Bekanntlich handelt es sich bei der Behinderten­
hilfe im engeren Sinn um eine Materie des. Art. 15 
BVG, die in Gesetzgebung und Voll ziehung in den 
wirkungsbereich der L~inder fällt .. Wenn auch als 
kompetenzrechtliche Grundlage fUr die Gesetzgebung 
und Voll ziehung der Behindertenhilfe im weiteren 
Sinn vor allem die Kompetenztatbestände "Sozialve~-
sicherungswesen" (Art. 10 Abs .. 1Z. 11 BVG), rtFür­
sorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene" 
(Art. 10 Abs. 1 z .. 15 BVG) , "Gesundheitsvlesen" 
(Art.; 10 Abs .. 1 Z. 12 BVG), di~ Generalklausel des 
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Art 0 14 Abs. 1BVG und Regelungen im Rahmen der 
Privatwirtscbaftsverwaltung gemäß Arto 17 BVG 
in Betracbt kommen, kann vom "Aufoktroyieren tl 

unter den derzeitigen Verhältnissen keine Rede 
seino Es bedarf wohl keiner näher~n Erkläru.ng, 
daß bei Beachtung des Grundsatzes des kooperativen 
Bundesstaat~s den Ländern im Falleaner grundsätz­
lichen Reform der Bebindertengesetzgebung, die im 
übrigen E:dne Verfassungsänderung zur Voraussetzung 
hätte, dasgebiihrende Nitspracherecbt zustiinde .. 

Zu Fr,8.ge 4: 
Die Regierungsvorlage eines Bundesbehindertenge­
setzes steht beim Bundesministerium für soziale 
Verwaltung nicht in Ausarbeitung .. 

Zu Frage 5: 
Diese Frage wurde bereits zur Frage 3 mitbeant­
vlortet 0 

Zu.Frap;e 6: 
rnfolge der auf dem Gebiet der Rehabilitation und 
damit auch der Behindertenhilfe herrschenden Kom­
petenzau!splitterung ist es fiir den Behinderten 
mitunter schwierig, seinen Anspruch bei den zu­
ständigen Stellen geltend zu machen und durchzu­
setzeno Meinen Bestrebungen, hier koordinierend 
einzugreifen, liegt der Gedanke zugrunde, dem Be­
hinderten die Erlangung der ihm zustehenden Leistung 
zu erleichtern und das oft äußerst komplizierte 
System durchschaubar zu machen .. überdies würde eine 
gezielteKoordinierung der von verschiedenen Reha­
bilitationsträgern gesetzten Maßnahmen auch eine er­
hebliche Verkürzung des Verfahrens bewirken .. :F'Ur die 
Behinderten ist es in erster Linie wichtig, ein für 
sie optimales Eetreuungssystem aufzubauen, insbe­
sondere aber die noch bestehender: LUcken zu schließen. 
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Hit RUcksichtdarauf,daß in österre:lchdas ge­

gliederte System besteht, wird zur Erreichung dieses 
Zieles die enge Zusammenarbeit aller Rehabilitstions,;,. 
träger erforderlich sein .. Selbstverständlich wäre 
,auch dabei auf das Gebot der VerwaltuIigsverein­
fachung, soweit dadurch die Ziele der Sozialpolitik 
nicht geschmälert werden, Rücksicht zu nehmen. 

Schließlich weise ich noch darauf hin, daß die 
Schaffung eines Grundsatzgesetzer:: mit der gegen-' 
ständlichen Frage in-keinem Zusammenhang steht, 
weil sich bekanntlich an der Kompetenz der Voll­
ziehung der Länder hiedurch keine Änderung ergeben 
würde (vgl. Art .. 12 BVG) .. 
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